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Abteilung -
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Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Angemessenheit

Kosten für Unterkunft
Landeshauptstadt München
Mietobergrenze
Unterkunftsbedarf

Leitsätze Das Jobcenter München war berechtigt,
die für einen Ein-Personen-Haushalt im
Gebiet der Landeshauptstadt München
nach § 22 Abs 1 S 1 SGB II zu
übernehmenden angemessenen Kosten
für Unterkunft von Oktober 2018 bis
September 2019 auf 660 Euro monatlich
(Bruttokaltmiete) zu beschränken.

Normenkette SGB II § 22 Abs 1 S 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 45 AS 450/20
Datum 11.08.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 560/20
Datum 07.04.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 11.
August 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.
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T a t b e s t a n d :

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin und BerufungsklÃ¤gerin (in der Folge: KlÃ¤gerin) im
Zeitraum 1. bis 8.6.2018 Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II hat sowie ob ihr in der Zeit vom 9.6.2018 bis
31.7.2019 hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung zustehen.

Die â�¦ geborene KlÃ¤gerin lebte im streitigen Zeitraum allein in einem
(mÃ¶blierten) Apartment zur Langzeitvermietung zu monatlichen Kosten iHv â�¦
Euro fÃ¼r Juni 2018, â�¦ Euro fÃ¼r Juli 2018 und ab August 2018 iHv â�¦ Euro
monatlich.

Nachdem die KlÃ¤gerin ihre eigene Wohnung einige Jahre zuvor verkauft hatte,
waren ihre MÃ¶bel, persÃ¶nlichen GegenstÃ¤nde sowie Unterlagen eingelagert.
Hierdurch entstanden ihr monatliche Kosten iHv â�¦ Euro.

Der Beklagte informierte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 27.7.2018, dass die
tatsÃ¤chliche Bruttokaltmiete iHv â�¦ Euro die aus seiner Sicht angemessenen
Kosten iHv 657 Euro monatlich um â�¦ Euro Ã¼berschreite. Unangemessene Kosten
kÃ¶nnten nur so lange als Bedarf anerkannt werden, wie es nicht mÃ¶glich oder
nicht zumutbar sei, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf
andere Weise die Kosten fÃ¼r die Unterkunft auf einen angemessenen Betrag zu
senken. Die KlÃ¤gerin werde gebeten, sich ab sofort intensiv und dauerhaft um die
Senkung ihrer Unterkunftskosten zu bemÃ¼hen. Entsprechende Nachweise seien
ab August 2018 jeden Monat unaufgefordert einzureichen. Unter BerÃ¼cksichtigung
der persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin erscheine es zumutbar, mindestens
acht Nachweise monatlich zu erbringen. Weiter habe die KlÃ¤gerin eine
Sozialwohnung zu beantragen. Sofern berechtigte (zB gesundheitliche) GrÃ¼nde
vorlÃ¤gen, durch die es der KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich bzw nicht zumutbar sei, eine
Senkung der Unterkunftskosten innerhalb der nÃ¤chsten sechs Monate
herbeizufÃ¼hren, mÃ¶ge die KlÃ¤gerin dies bis 31.8.2018 schriftlich unter Vorlage
entsprechender Nachweise mitteilen. Soweit die KlÃ¤gerin den Aufforderungen des
Beklagten nicht nachkomme, wÃ¼rden ab 1.2.2019 Leistungen fÃ¼r Unterkunft nur
noch in HÃ¶he der angemessenen Bruttokaltmiete von 657 Euro zzgl der Heiz- und
Warmwasserkosten als Bedarf anerkannt. Hierzu informierte die KlÃ¤gerin den
Beklagten am 30.8.2018, bei ihren Telefonaten mit Hausverwaltungen darauf
hingewiesen zu werden, dass Vormerkungen nicht mehr akzeptiert wÃ¼rden, die
Vergabe von Wohnungen vielmehr Ã¼ber â��Immoscoutâ�� laufe. In der
Eingangszone habe man ihr erklÃ¤rt, dass das Amt fÃ¼r Wohnen nach einem
Punktesystem â��funktioniereâ��, das andere Personen (-gruppen) bevorzuge. Die
durchschnittliche Wartezeit (fÃ¼r eine Sozialwohnung) betrage zwei Jahre. Weiter
beantragte die KlÃ¤gerin, erst ab 30.9. fÃ¼nf Nachweise pro Monat vorlegen zu
mÃ¼ssen. Bei einer Anmietung seien Einkommensnachweise sofort vorzulegen.
Dies sei ihr erst ab 16.8.2018 mÃ¶glich. Hierauf erwiderte der Beklagte, dass es der
KlÃ¤gerin unbenommen bleibe, die Nachweise erst am Ende des
Bewilligungszeitraums vorzulegen. Es wÃ¼rden durchschnittlich acht Nachweise
monatlich erbeten, so dass die KlÃ¤gerin zB in einem Monat lediglich fÃ¼nf und
dafÃ¼r in einem anderen 13 Wohnungsanfragen starten kÃ¶nne. Es werde gebeten,
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einen Antrag beim Wohnungsamt zu stellen, da die durchschnittliche Wartezeit
keine RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die individuelle Zeit bis zu einer Zuteilung zulasse. Die
KlÃ¤gerin legte erstmals mit Schreiben vom 25.10.2019 im Rahmen eines
Ã�berprÃ¼fungsantrages ihre BemÃ¼hungen um eine kostengÃ¼nstige Wohnung
dar.

WÃ¤hrend der KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum Einnahmen nicht zuflossen,
verfÃ¼gte sie ausweislich der Antragsunterlagen Ã¼ber Bargeld iHv â�¦Euro,
Guthaben auf einem Girokonto â�¦ sowie auf einem Kreditkartenkonto â�¦ Die
KlÃ¤gerin besaÃ� weiter einen Lebensversicherungsvertrag mit einem garantierten
RÃ¼ckkaufswert iHv â�¦ Euro und einer SchlussÃ¼berschussbeteiligung aus der
Hauptversicherung iHv jeweils â�¦ Euro abzÃ¼glich einer Vorauszahlung iHv â�¦
Euro, so dass das Versicherungsunternehmen zum 31.5.2018 als vorhandenen Wert
eine Gesamtsumme iHv â�¦ Euro bestÃ¤tigte. Die KlÃ¤gerin tÃ¤tigte rÃ¼ckwirkend
zum 1.6.2018 einen TeilrÃ¼ckkauf iHv â�¦ Euro, der am 20.6.2018 zu einer
entsprechenden Gutschrift auf ihrem Girokonto fÃ¼hrte.

Die KlÃ¤gerin ist bzw war im streitigen Zeitraum gegen das Risiko Krankheit bei
einem privaten Krankenversicherungsunternehmen unter anderem im Rahmen
eines Versicherungsvertrages, der der Versicherungspflicht nach Â§ 193 Abs 3 des
VVG genÃ¼gt, bzw gegen das Risiko PflegebedÃ¼rftigkeit bei einem privaten
Versicherungsunternehmen in ErfÃ¼llung ihrer Versicherungspflicht nach Â§ 23 SGB
XI versichert. Hierdurch entstanden ihr im streitigen Zeitraum monatliche Kosten
iHv â�¦ Euro (Heilkostenvollversicherung zzgl Zusatzversicherung) bzw â�¦ Euro (ab
1.1.2019: â�¦ Euro).

Auf den Antrag der KlÃ¤gerin vom 28.6.2018 gewÃ¤hrte der Beklagte Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II vorlÃ¤ufig fÃ¼r die Zeit von
Juni 2018 bis Januar 2019 und lehnte gleichzeitig den Antrag fÃ¼r die Zeit vom 1.
bis 8.6.2018 wegen Ã¼bersteigenden VermÃ¶gens ab. MaÃ�geblicher Zeitpunkt
fÃ¼r die VermÃ¶gensberechnung sei bei einer Bewilligung ab 1.6.2018 der
31.5.2018. Da die Daten Ã¼ber den halbierten Basistarif der privaten
Krankenversicherung noch nicht vorlÃ¤gen, wÃ¼rden die Leistungen zunÃ¤chst nur
vorlÃ¤ufig bewilligt. Auch stehe die Freigabe der KlÃ¤gerin noch aus, dass die
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge direkt, in der nach Vorlage bewilligten HÃ¶he, an
die Krankenkasse Ã¼berwiesen werden dÃ¼rften. Bei den Kosten der Einlagerung
der MÃ¶bel der KlÃ¤gerin handele es sich weder um einen unabweisbaren Bedarf
noch um einen solchen fÃ¼r Unterkunft. Die MÃ¶bel seien bereits seit â�¦
eingelagert, so dass eine Ã�bernahme durch den Beklagten nicht in Betracht
kÃ¤me. Im Ã�brigen berÃ¼cksichtigte der Beklagte bei der Leistungsberechnung
die Unterkunftskosten der KlÃ¤gerin vollstÃ¤ndig und rechnete Einkommen und
VermÃ¶gen (ab 9.6.2018) nicht an (Bescheid vom 13.8.20.18, hinsichtlich der
Anpassung des Regelbedarfs geÃ¤ndert fÃ¼r Januar 2019 durch Bescheid vom
24.11.2019).

Gegen die Ablehnung der Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 8.6.2018 erhob die
KlÃ¤gerin Widerspruch. Von ihrem VermÃ¶gen seien ihre laufenden Verpflichtungen
gegenÃ¼ber der privaten Krankenversicherung abzuziehen, so dass verwertbares
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VermÃ¶gen Ã¼ber dem Freibetrag nicht vorliege. Mit einem weiteren Widerspruch
wandte sich die KlÃ¤gerin gegen die Ablehnung der Ã�bernahme der Kosten der
MÃ¶beleinlagerung. Gleichzeitig wies die KlÃ¤gerin darauf hin, ihre
Krankenversicherung nach Bearbeitung ihres Widerspruchs Ã¼ber ihren
Leistungsbezug informieren zu wollen. Das Datum des Beginns des Leistungsbezugs
sei fÃ¼r eine rechtsverbindliche Vereinbarung mit der Krankenversicherung
erforderlich.

Im Rahmen ihres Weiterbewilligungsantrags beantragte die KlÃ¤gerin die
Ã�bernahme ihrer tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten fÃ¼r die Zeit ab 1.2.2019. Sie
habe bis einschlieÃ�lich September 2018 viel Zeit auf die LÃ¶sung der
Krankenversicherungsproblematik verwendet und hierbei weit Ã¼ber 100 Anrufe
getÃ¤tigt. Sie sehe die Fortsetzung ihrer beruflichen Situation in M. Seit September
habe sie aber nur passende Positionen an anderen Standorten finden kÃ¶nnen. Sie
habe mehrere laufende Bewerbungsverfahren im europÃ¤ischen Ausland, so dass
sie sofort umziehen mÃ¼sste. Falls sich ihre berufliche Situation bis Mai 2019 nicht
gelÃ¶st habe, wÃ¼rde sie ihren Fokus auf das Thema Wohnen setzen. Sie wÃ¼rde
dann auch einen Antrag auf eine Bescheinigung fÃ¼r das â��M-Modell-Mieteâ��
stellen. Nach ihren Recherchen mÃ¼sste dann ein Wechsel in eine bezahlbare
Wohnung bis zum Jahresende gelingen. SchlieÃ�lich habe sie regelmÃ¤Ã�ig nach
kostengÃ¼nstigen Wohnungen in Anzeigen und bei Hausverwaltungen gesucht.
Aufgrund ihrer beruflichen Situation sei ihr ein Umzug derzeit weder zumutbar noch
sinnvoll. FÃ¼r eine Unterkunft in der â�¦straÃ�e fÃ¼r â�¦ Euro monatlich stehe sie
auf Platz 2 der Warteliste. Eine gute Anbindung an den Ã¶ffentlichen
Personennahverkehr sei ihr wichtig.

Der Beklagte bewilligte vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit von Februar bis Juli 2019. Dabei berÃ¼cksichtigte er
neben dem Regelbedarf die aus seiner Sicht angemessenen Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung iHv vom 660 Euro (â��Grundmieteâ��). Einkommen und
VermÃ¶gen wurden bei der Leistungsberechnung nicht berÃ¼cksichtigt (Bescheid
vom 16.1.2019).

Mit ihrem hiergegen erhobenen Widerspruch wandte sich die KlÃ¤gerin gegen die
Absenkung ihrer Unterkunftskosten um 940 Euro monatlich und die fehlende
BerÃ¼cksichtigung der Kosten fÃ¼r die Einlagerung ihrer MÃ¶bel. Kosten fÃ¼r
Heizung und Warmwasser seien unberÃ¼cksichtigt geblieben. Ihre derzeitige
Situation, ihre bisherigen Probleme, die Setzung von Schwerpunkten und die
mÃ¶glicherweise positive Entwicklung seien zu respektieren. Ihre Darlegungen
seien nicht ausreichend gewÃ¼rdigt worden. Die gleichzeitige Suche nach einer
Wohnung und nach einem Job kÃ¶nnten zu einer finanziellen und persÃ¶nlichen
Ã�berforderung fÃ¼hren. Im Weiteren vertiefte und konkretisierte die KlÃ¤gerin
ihren Vortrag zu ihrer aktuellen bzw der von ihr am Stellen- und Wohnungsmarkt
vorgefundenen Situation. Es sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die durch einen
aktuellen Umzug entstehenden Kosten vergeblich wÃ¤ren, wenn sie in den
nÃ¤chsten Monaten ein auswÃ¤rtiges Stellenangebot annÃ¤hme. SchlieÃ�lich seien
ihr Leistungen nicht nur bis Juli 2019, sondern bis Januar 2020 zu bewilligen. Der
verkÃ¼rzte Bewilligungszeitraum hindere die Wohnungssuche, da er Misstrauen bei
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den Vermietern wecke und keine Planungssicherheit gebe.

Hierauf bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 1.2. bis 31.7.2019
zusÃ¤tzliche Leistungen fÃ¼r Heizung iHv 29,10 Euro monatlich
(Ã�nderungsbescheid vom 31.1.2019). FÃ¼r den Monat Juli 2019 bewilligte der
Beklagte weitere Leistungen iHv 29,95 Euro (Kosten einer Schufa-Auskunft;
Ã�nderungsbescheid vom 5.7.2019).

Die auf Ã�berprÃ¼fung der vorlÃ¤ufigen Bewilligungsentscheidungen hinsichtlich
der Kosten der MÃ¶beleinlagerung gerichteten AntrÃ¤ge lehnte der Beklagte ab
(Bescheid vom 29.8.2018 sowie Bescheid vom 27.5.2019 idG des
Widerspruchsbescheides vom 21.2.2020). Die Klage gegen den
Widerspruchsbescheid vom 21.2.2020 blieb ohne Erfolg (Gerichtsbescheid vom
13.8.2020 â�� S 45 AS 473/20). Die hiergegen erhobene Berufung (L 7 AS 568/20)
hat die KlÃ¤gerin fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt.

Der â��Sonderantragâ�� der KlÃ¤gerin auf Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten iHv â�¦ Euro monatlich fÃ¼r Februar, MÃ¤rz und April 2019 zzgl
der Kosten fÃ¼r die MÃ¶beleinlagerung â�� ab 1.4. drohe Wohnungslosigkeit und
der Verlust der eingelagerten Habe â�� blieb (soweit ersichtlich) unverbeschieden.
Der Antrag auf die Bewilligung entsprechender darlehensweiser Leistungen (3 x â�¦
Euro fÃ¼r die Differenz zwischen den tatsÃ¤chlichen und den anerkannten
Unterkunftskosten, wurde abgelehnt (Bescheid vom 11.4.2019).

Unter dem 25.9.2019 beantragte die KlÃ¤gerin (erneut) die Ã�berprÃ¼fung des
Bescheides vom 16.1.2019 hinsichtlich der Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten ab Februar 2019, was der Beklagte im Hinblick auf das laufende
Widerspruchsverfahren ablehnte (Bescheid vom 31.10.2019).

Unter dem 31.10.2019 setzte der Beklagte die der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom
1.6.2018 bis 31.1.2019 und fÃ¼r die Zeit vom 1.2. bis 31.7.2019 vorlÃ¤ufig
bewilligten Leistungen endgÃ¼ltig fest. Eine Bewilligung von Leistungen fÃ¼r die
Zeit vom 1. bis 8.6.2018, fÃ¼r die Kosten der MÃ¶beleinlagerung, fÃ¼r Unterkunft
und Heizung tatsÃ¤chlicher HÃ¶he fÃ¼r die Zeit ab 1.2.2019 sowie eines
Zuschusses zum Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung erfolgte (weiterhin)
nicht.

Die KlÃ¤gerin erhob gegen die endgÃ¼ltigen Festsetzungen vom 31.10.2019 unter
verschiedenen Gesichtspunkten Widerspruch â��als Teilwiderspruchâ��, ua gegen
die Ablehnung, den Zuschuss zu den BeitrÃ¤gen zu privaten Kranken- und
Pflegeversicherung an sie selbst zu zahlen.

Der Beklagte verwarf die WidersprÃ¼che gegen die endgÃ¼ltige Festsetzung von
Leistungen fÃ¼r die Zeit von Juni 2018 bis Juli 2019 als unzulÃ¤ssig. Die
endgÃ¼ltigen Festsetzungen hÃ¤tten die vorlÃ¤ufigen Bescheide vom 13.8.2018,
geÃ¤ndert durch den Bescheid vom 24.11.2018, sowie vom 16.1.2019, geÃ¤ndert
durch den Bescheid vom 31.1.2019, ersetzt und seien Gegenstand der bereits
anhÃ¤ngigen Widerspruchsverfahren gegen die vorlÃ¤ufigen Bewilligungen
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geworden. Ã�ber diese wÃ¼rde in den dortigen Widerspruchsverfahren
entschieden. Die weiteren WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 31.10.2019
seien deshalb unzulÃ¤ssig (Widerspruchsbescheid vom 20.2.2020).

SchlieÃ�lich wies der Beklagte die WidersprÃ¼che der KlÃ¤gerin gegen die
vorlÃ¤ufigen Bewilligungen fÃ¼r die Zeit von Juni 2018 bis Januar 2019 bzw fÃ¼r
die Zeit von Februar bis Juli 2019 â�� nach Erlass der endgÃ¼ltigen
Bewilligungsbescheide vom 31.10.2019 â�� zurÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin habe in der Zeit
vom 1. bis 8.6.2018 keinen Leistungsanspruch, da ihr in dieser Zeit VermÃ¶gen iHv
9 838,84 Euro zur VerfÃ¼gung gestanden habe. Die RÃ¼ckstÃ¤nde bei der
Krankenversicherung seien nicht abzusetzen, da Schulden bei der Berechnung des
VermÃ¶gens iS des SGB II grundsÃ¤tzlich nicht zu berÃ¼cksichtigen seien. Nach
Abzug der zu berÃ¼cksichtigenden FreibetrÃ¤ge verbleibe ein anzurechnendes
VermÃ¶gen iHv 538,84 Euro. Hieraus habe die KlÃ¤gerin ihren Bedarf in der Zeit
vom 1. bis zum 8.6.2018 decken kÃ¶nnen. Bei der Bedarfsberechnung hÃ¤tten die
BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung unberÃ¼cksichtigt zu
bleiben, da die KlÃ¤gerin auf diese mit Schreiben vom 8.1.2019 ausdrÃ¼cklich
verzichtet habe. Auch die HÃ¶he der (ab 9.6.2018) bewilligten Leistungen sei nicht
zu beanstanden. Hinsichtlich der Einlagerungskosten sei weiter zu
berÃ¼cksichtigen, dass bereits die Unterkunftskosten der KlÃ¤gerin mit â�¦ Euro
monatlich die Mietobergrenze fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt von 657 Euro bzw
ab 1.10.2018 iHv 660 Euro bei weitem Ã¼berstiegen hÃ¤tten. Dies schlieÃ�e die
Ã�bernahme von Einlagerungskosten aus. Auf die Zahlung eines Zuschusses zum
Beitrag zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung habe die KlÃ¤gerin verzichtet.
Die Unterkunftskosten der KlÃ¤gerin iHv â�¦ Euro seien nicht angemessen iS des Â§
22 Abs 1 S 1 SGB II gewesen, da sie die Mietobergrenze fÃ¼r einen Ein-Personen-
Haushalt iHv 660 Euro bei weitem Ã¼berstiegen. Eine Ã�bernahme der
Unterkunftskosten nach Â§ 22 Abs 1 S 3 SGB II Ã¼ber den 31.1.2019 hinaus scheide
aus. Der Beklagte habe die tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten der KlÃ¤gerin Ã¼ber
einen Zeitraum von acht Monaten Ã¼bernommen, obgleich das Gesetz eine
Ã�bernahme regelmÃ¤Ã�ig nur fÃ¼r sechs Monate vorsehe. Diese Frist habe nicht
verlÃ¤ngert werden kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin habe trotz entsprechender
Aufforderung bis zum Ende des Bewilligungsabschnitts und auch im
Widerspruchsverfahren keinerlei Nachweise Ã¼ber ihre
KostensenkungsbemÃ¼hungen vorgelegt. Mit Schreiben vom 7.1.2019 habe sie
sogar ausgefÃ¼hrt, dass sie bis September 2018 sehr viel Zeit auf die LÃ¶sung der
Krankenversicherungsproblematik verwandt und ihr Schwerpunkt auf der
beruflichen Situation gelegen habe. Falls sich ihre berufliche Situation bis Mai 2019
nicht gelÃ¶st habe, wÃ¼rde sie den Focus auf das Thema Wohnen legen. Soweit die
KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 25.10.2019 ihre angebliche Wohnungssuche
dokumentiere, Ã¤ndere dies nichts. Zum einen stÃ¼nden die dortigen Angaben im
Widerspruch zu den vorherigen Angaben. Auch sei nicht glaubhaft, dass, wenn die
BemÃ¼hungen tatsÃ¤chlich unternommen worden seien, diese nicht zeitnah
nachgewiesen worden seien. Es sei nicht ersichtlich, wann die angeblichen
GesprÃ¤che mit Hausverwaltungen bzw Besichtigungen stattgefunden hÃ¤tten
(Widerspruchsbescheide vom 20.2.2020).

Am 13.3.2020 hat die KlÃ¤gerin gegen die Widerspruchsbescheide vom 20.2.2020,
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mit denen ihre WidersprÃ¼che gegen die vorlÃ¤ufigen Bewilligungen vom
13.8.2018 bzw vom 16.1.2019 â�� nach Erlass der endgÃ¼ltigen
Bewilligungsbescheide â�� zurÃ¼ckgewiesen worden sind, Klage zum Sozialgericht
MÃ¼nchen erhoben.

Das Sozialgericht hat die Klage nach entsprechender AnhÃ¶rung der Beteiligten zur
Entscheidung durch Gerichtsbescheid abgewiesen (Gerichtsbescheid vom
11.8.2020, zugestellt am 26.8.2020).

Im Rahmen ihrer am 11.9.2020 beim Landessozialgericht erhobenen Berufung hat
die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst auf ihren Vortrag im Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren Bezug genommen. Die vom Beklagten zur VerfÃ¼gung
gestellten Unterlagen zur Ermittlung der angemessenen Kosten fÃ¼r die Unterkunft
(Mietobergrenzen) fÃ¼r Leistungsberechtigte nach dem SGB II und SGB XII â��
Bemessungsgrenzen von Prof Dr GÃ¶ran Kauermann, Ludwig-Maximilian-
UniversitÃ¤t M, Institut fÃ¼r Statistik vom 12.7.2018 und vom 10.7.2019 hat die
KlÃ¤gerin abgelehnt. Der Beklagte habe nicht auf Arbeit Dritter zurÃ¼ckgreifen
dÃ¼rfen. Die fÃ¼r den Mietspiegel 2017 erhobenen Daten seien keine geeignete
Grundlage fÃ¼r die Mietobergrenze nach dem SGB II, da diese auf die Jahre 2013
bis 2016 zurÃ¼ckgingen und damit aus mehreren Jahren vor der FlÃ¼chtlingskrise
2015 stammten. Die Erhebung einer Bruttokaltmiete sei realitÃ¤tsfern, da
Wohnungen regelmÃ¤Ã�ig mit einer Nettokaltmiete und einer auch die sog kalten
Betriebskosten umfassenden Warmmiete angeboten wÃ¼rden. Bestandsmieten im
Sinn des Mietspiegels mÃ¼ssten unberÃ¼cksichtigt bleiben, da diese fÃ¼r eine
Neuanmietung keine Relevanz besÃ¤Ã�en. Die Unterlagen suggerierten, dass 50
qm-Wohnungen zu 500 Euro angemietet werden kÃ¶nnten. Dies sei unrealistisch.
Mietwohnungen im Rahmen der Mietobergrenze iHv 660 Euro seien regelmÃ¤Ã�ig
nur 25 bis 30 qm groÃ�. Aufgrund der â��Brennpunktsituationâ�� im Bereich der
Neuanmietungen sollte ausschlieÃ�lich auf Daten aus Neuvermietungen der letzten
24 Monate zurÃ¼ckgegriffen werden. SchlieÃ�lich sei zu berÃ¼cksichtigen, dass
zwischenzeitlich ein sehr groÃ�er Marktanteil auf mÃ¶blierte Wohnungen entfalle.
Diese seien nicht mietspiegelrelevant und blieben deshalb unberÃ¼cksichtigt.
Insoweit bilde der Mietspiegel nicht mehr die RealitÃ¤t ab. Das viel zu knappe
Angebot an verfÃ¼gbarem Wohnraum sei Bestandteil der RealitÃ¤t von
Wohnungssuchenden, die von der Statistik nicht erfasst werde. Die Fortschreibung
der Mietobergrenze mittels Verbraucherindex sei unzureichend. Die KlÃ¤gerin habe
aufgrund der lediglich sechs Monate dauernden vorlÃ¤ufigen Bewilligungen bis Juli
2019 keine MÃ¶glichkeit gehabt, auf dem Mietwohnungsmarkt eine angemessene
Wohnung zu finden, und wohne deshalb nunmehr ohne Mietvertrag, mÃ¶bliert in
weit unter 50 qm. Aufgrund des im streitigen Zeitraum durchgehend begrenzten
Wohnraums sei es ihr nicht mÃ¶glich gewesen, ihre eingelagerten MÃ¶bel zu sich
zu holen, um die laufenden Lagerkosten zu vermeiden.

Auf einen rechtlichen Hinweis im Rahmen des Termins zur ErÃ¶rterung der Sach-
und Rechtslage am 26.7.2021 bzw der Niederschrift hierzu hat die KlÃ¤gerin dem
Antrag zugestimmt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 11.8.2020 â�� S 45 AS
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450/20 sowie die Bescheide des Beklagten vom 31.10.2019 in der Gestalt der
Widerspruchsbescheide vom 20.2.2020, geÃ¤ndert durch den Bescheid vom
26.8.2021, abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, der KlÃ¤gerin
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum
1. bis 8.6.2018 sowie fÃ¼r den Zeitraum 9.6.2018 bis 31.1.2019 weitere Leistungen
fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der Einlagerungskosten und fÃ¼r den
Zeitraum vom 1.2. bis 31.7.2019 Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung unter
BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten sowie der
Einlagerungskosten zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen

und verweist zunÃ¤chst auf die BegrÃ¼ndung der angefochtenen Entscheidungen.
Sein Konzept bzw das Konzept der Landeshauptstadt M entspreche den
Anforderungen hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung zum schlÃ¼ssigen Konzept. Es
sei mit dem Urteil des Bundessozialgerichts vom 10.9.2013 im Revisionsverfahren B
4 AS 77/12 R bestÃ¤tigt worden. Die Mietobergrenzen fÃ¼r die Landeshauptstadt
seien in der Folge auf demselben wissenschaftlich anerkannten statistischen
Verfahren regelmÃ¤Ã�ig Ã¼berprÃ¼ft und fortgeschrieben worden. Dies sei
obergerichtlich bereits mehrmals bestÃ¤tigt worden (bezugnehmend auf das Urteil
des Senats vom 19.12.2016 â�� L 7 AS 241/15).

Mit Ã�nderungsbescheid vom 26.8.2021 hat der Beklagte die der KlÃ¤gerin im
Zeitraum Februar bis Juli 2019 bewilligten Kosten fÃ¼r Heizung um 47,98 Euro auf
77,08 Euro monatlich erhÃ¶ht.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Urteil einverstanden erklÃ¤rt (Schriftsatz des Beklagten vom 7.2.2022,
ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin vom 14.2.2022).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die vorliegenden Akten
verwiesen, auch soweit diese vom Beklagten und vom Sozialgericht MÃ¼nchen
beigezogen worden sind.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Der Senat konnte den Rechtsstreit
nach Â§ 124 Abs 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden,
weil die Beteiligten dem zugestimmt haben.

1. Streitig ist der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 11.8.2020,
mit dem die Klage gegen die endgÃ¼ltigen Festsetzungen vom 31.10.2019 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.2.2020 abgewiesen worden ist, soweit
dort (1.) fÃ¼r den Zeitraum vom 1. bis 8.6.2018 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II vollstÃ¤ndig, (2.) fÃ¼r den Zeitraum vom
9.6.2018 bis zum 31.1.2019 Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung unter
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BerÃ¼cksichtigung von Einlagerungskosten iHv 226,10 Euro monatlich und (3.)
fÃ¼r den Zeitraum vom 1.2. bis 31.7.2019 Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chliche geschuldeten Kosten sowie der
Einlagerungskosten abgelehnt worden sind. Eine entsprechende BeschrÃ¤nkung
des Streitgegenstandes ist sowohl zeitlich als auch inhaltlich (vgl zur Abtrennbarkeit
der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung zuletzt BSG, Urteil vom 21.7.2021 â�� B
14 AS 31/20 R -, Rn 15 mwN) zulÃ¤ssig. Insoweit hatte die KlÃ¤gerin bereits gegen
die vorlÃ¤ufigen Bewilligungen vom 13.8.2018 (Zeitraum 9.6.2018 bis 31.1.2019)
und vom 16.1.2019 (Februar bis Juli 2019) (Teil-) Widerspruch erhoben. Die
vorlÃ¤ufigen Bewilligungen und die sie Ã¤ndernden VerfÃ¼gungen erledigten sich
allerdings durch die endgÃ¼ltigen Festsetzungen vom 31.10.2019 (Â§ 39 Abs 2 SGB
X; vgl BSG, Urteil vom 11.7.2019 â�� B 14 AS 44/18 R -, Rn 9 mwN), die gleichzeitig
nach Â§ 86 SGG Gegenstand des Widerspruchsverfahrens geworden sind (vgl BSG,
Urteil vom 5.7.2017 â�� B 14 AS 36/16 -, Rn 16 ff). Nach Â§ 96 Abs 1, Â§ 153 Abs 1
SGG Gegenstand des Verfahrens wurde der Ã�nderungsbescheid vom 26.8.2021,
mit dem der Beklagte die Leistungen fÃ¼r Heizung von 29,10 Euro auf 77,08 Euro
monatlich angehoben hat.

Im vorliegenden Verfahren nicht streitig sind hingegen Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 9.6.2018 bis 31.7.2019,
soweit sie nicht Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung betreffen (vgl hierzu
Verfahren L 7 AS 559/20, mit Urteil vom selben Tag), da insoweit (insbesondere die
konkludente Ablehnung der GewÃ¤hrung eines Zuschusses zum Beitrag zur
privaten Kranken- und Pflegeversicherung bzw dessen Auszahlung an die KlÃ¤gerin)
die vorlÃ¤ufigen Bewilligungsentscheidungen vom 13.8.2018 bzw vom 16.1.2019
von der KlÃ¤gerin nicht angefochten worden sind, so dass insoweit die ablehnenden
endgÃ¼ltigen Festsetzungen vom 31.10.2019 nicht nach Â§ 86 SGG Gegenstand
des Widerspruchsverfahrens wegen der vorlÃ¤ufigen Bewilligungen werden
konnten.

Nicht Gegenstand des Verfahrens wurden schlieÃ�lich die eine Ã�berprÃ¼fung der
vorlÃ¤ufigen Bewilligungen nach Â§ 40 Abs 1 S 1 SGB II iVm Â§ 44 SGB X
ablehnenden Entscheidungen (vgl BSG, Urteil vom 30.9.2009 â�� B 9 SG 19/09 B -,
Rn 9; B Schmidt in Meyer-Ladewig ua, SGG, 13. Aufl 2020, Â§ 96 Rn 4b).
Entsprechendes gilt hinsichtlich des darlehensweise Leistungen ablehnenden
Bescheides vom 11.4.2019 sowie der die Ã�bernahme der Mietschulden fÃ¼r Juli
2019 ablehnenden Entscheidung vom 25.10.2019 idG des Widerspruchsbescheides
vom 21.2.2020 (vgl hierzu L 7 AS 569/20 mit Urteil vom selben Tag), nachdem es
sich insoweit um abweichende StreitgegenstÃ¤nde handelt (vgl zur
MietschuldenÃ¼bernahme ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom 9.8.2018 â�� B 14 AS
38/17 -, Rn 13).

2. Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch
auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterunterhalts nach dem SGB II im
Zeitraum 1. bis 8.6.2018, da sie in diesem Zeitraum mangels HilfebedÃ¼rftigkeit
nicht leistungsberechtigt war (dazu unter 3.). Der KlÃ¤gerin stehen â��
unabhÃ¤ngig vom Bestehen ihrer Leistungsberechtigung bis zum 19.6.2018 â��
hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung im Zeitraum 9.6. bis 31.1.2019
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im Hinblick auf die von ihr geschuldeten Kosten der Einlagerung ihrer Habe nicht zu
(dazu unter 4.). Die KlÃ¤gerin hat â�� nach Erlass des Ã�nderungsbescheides vom
26.8.2021 â�� keinen Anspruch auf Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung im
Zeitraum vom 1.2. bis 31.7.2019 unter BerÃ¼cksichtigung der von ihr fÃ¼r die von
ihr bewohnten Unterkunft tatsÃ¤chlich geschuldeten Kosten iHv 1 600 Euro sowie
der Einlagerungskosten iHv 226,10 Euro monatlich (dazu unter 5.).

3. Die Ablehnung der Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 8.6.2018 ist nicht zu
beanstanden. In dieser Zeit fehlte der KlÃ¤gerin die Leistungsberechtigung nach Â§
7 Abs 1 S 1 SGB II. Die KlÃ¤gerin war nicht hilfebedÃ¼rftig, da sie ihren
Lebensunterhalt aus dem ihr zur VerfÃ¼gung stehenden VermÃ¶gen bestreiten
konnte (vgl Â§ 7 Abs 1 S 1 Nr 3, Â§ 9 Abs 1 SGB II).

a) Leistungen nach dem SGB II erhalten Personen, die (â�¦) hilfebedÃ¼rftig sind (Â§
7 Abs 1 S 1 Nr 3 SGB II). HilfebedÃ¼rftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder
nicht ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen
sichern kann und die Hilfe nicht von anderen (â�¦) erhÃ¤lt (Â§ 9 Abs 1 SGB II). Als
VermÃ¶gen sind alle verwertbaren VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde zu berÃ¼cksichtigen
(Â§ 12 Abs 1 SGB II). Vom VermÃ¶gen sind unter anderem abzusetzen ein
Grundfreibetrag in HÃ¶he von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr (â�¦); der
Grundfreibetrag darf den HÃ¶chstbetrag von 9 900 Euro nicht Ã¼bersteigen (Â§ 12
Abs 1 S 1 Nr 1, S 2 Nr 2 SGB II). Vom VermÃ¶gen abzusetzen ist weiter ein
Freibetrag fÃ¼r notwendige Anschaffungen in HÃ¶he von 750 Euro (â�¦) (Â§ 12 Abs
1 S 1 Nr 4 SGB II).

b) MaÃ�geblicher Stichtag fÃ¼r die Bewertung des VermÃ¶gens ist vorliegend der
1.6.2018, also der Tag, auf den der von der KlÃ¤gerin am 28.6.2018 beim Beklagten
gestellte Leistungsantrag nach Â§ 37 Abs 2 S 2 SGB II zurÃ¼ckwirkt (vgl BSG, Urteil
vom 20.2.2020 â�� B 14 AS 52/18 RÂ  -, Rn 23 ff). In der Folge ist zu prÃ¼fen, ob
das der KlÃ¤gerin zur VerfÃ¼gung stehende VermÃ¶gen wesentliche Ã�nderungen
iS des Â§ 12 Abs 4 S 3 SGB II erfuhr (vgl BSG, aaO, Rn 29). Wesentlich ist eine
Ã�nderung der GeldbetragshÃ¶he dann, wenn sie im Hinblick auf die
VermÃ¶gensfreibetrÃ¤ge erheblich ist (BSG, aaO, Rn 30).

c) Auf dieser Grundlage stand der KlÃ¤gerin (zumindest) in der Zeit vom 1. bis
8.6.2018 in einer Lebensversicherung, auf ihrem Giro- sowie ihrem
Kreditkartenkonto ihre HilfebedÃ¼rftigkeit ausschlieÃ�endes VermÃ¶gen iHv 9
512,64 Euro zur VerfÃ¼gung.

aa) Ausweislich der vorliegenden Akten verfÃ¼gte die KlÃ¤gerin im hier
maÃ�geblichen Zeitraum an VermÃ¶gen Ã¼ber einen Lebensversicherungsvertrag
mit einem garantierten RÃ¼ckkaufwert iHv â�¦ Euro und einer
SchlussÃ¼berschussbeteiligung aus der Hauptversicherung und einer Beteiligung
an der Bewertungsreserve aus der Hauptversicherung iHv jeweils â�¦ Euro
abzÃ¼glich einer Vorauszahlung iHv â�¦ Euro, so dass das
Versicherungsunternehmen zum 31.5.20218 als vorhandenen Wert eine
Gesamtsumme iHv â�¦ Euro bestÃ¤tigte (vgl Bl 69 der Beklagtenakte).
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(1.) Bei dem zunÃ¤chst in einem (Lebens-) Versicherungsvertrag gebundenen
Guthaben handelt es sich in HÃ¶he des RÃ¼ckkaufwertes der Versicherung zzgl der
Ã�berschussbeteiligung und den Anteilen an der Bewertungsreserve (vgl BSG, Urteil
vom 10.8.2016 â�� B 14 AS 51/15 R -, Rn 16 ff) um VermÃ¶gen iS des Â§ 12 Abs 1
SGB II. Hieran hat sich durch den TeilrÃ¼ckkauf der KlÃ¤gerin iHv â�¦ Euro
rÃ¼ckwirkend zum 1.6.2018, der zu einer entsprechenden Gutschrift auf dem
Girokonto der KlÃ¤gerin am 20.6.2018 fÃ¼hrte, nichts geÃ¤ndert. Ausweislich des
von der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich bereits vor Antragstellung am 28.6.2018 getÃ¤tigten
TeilrÃ¼ckkaufs liegt auf der Hand, dass es sich bei dem Guthaben um unmittelbar
verwertbares und damit zur kurzfristigen Bestreitung des Lebensunterhalts zur
VerfÃ¼gung stehendes VermÃ¶gen handelte.

(2.) Bei dem dargelegten VermÃ¶gen der KlÃ¤gerin in der Versicherung handelte es
sich weder um nach Bundesrecht gefÃ¶rdertes AltersvorsorgevermÃ¶gen iS des Â§
12 Abs 2 Nr 3 SGB II noch um als zur Altersvorsorge geschÃ¼tztes VermÃ¶gen iS
des Â§ 12 Abs 2 Nr 4 SGB II.

Das in der (Lebens-) Versicherung gebundene VermÃ¶gen hatte nicht nach Â§ 12
Abs 3 S 1 Nr 3 SGB II unberÃ¼cksichtigt zu bleiben, da die KlÃ¤gerin nicht von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist. Es hatte
auch nicht (insgesamt) nach Â§ 12 Abs 3 Nr 6 Alt 2 SGB II wegen einer besonderen
HÃ¤rte unberÃ¼cksichtigt zu bleiben. Eine solche ergibt sich insbesondere nicht
aus dem Vortrag der KlÃ¤gerin, dass die Lebensversicherung ihre Altersvorsorge
beinhalte. Ob von einer besonderen HÃ¤rte iS des Â§ 12 Abs 3 S 1 Nr 6 Alt 2 SGB II
auszugehen ist, bestimmt sich nach den UmstÃ¤nden Einzelfalls. Zwar kann unter
bestimmten Voraussetzungen eine Privilegierung von VermÃ¶gen in
Lebensversicherungen nach Â§ 12 Abs 3 Nr 6 Alt 2 SGB II in Betracht kommen,
wenn die Lebensversicherung fÃ¼r die Altersvorsorge bestimmt ist. Dies setzt
zunÃ¤chst voraus, dass die Leistungsberechtigte das VermÃ¶gen nach Eintritt in
den Ruhestand zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts fÃ¼r sich verwenden will und
eine der Bestimmung entsprechende VermÃ¶gensdisposition getroffen hat (vgl
BSG, Urteil vom 15.4.2008 â�� B 14/7b AS 68/06 R -, Rn 32). Vorliegend spricht
zwar die Laufzeit des Vertrages bzw die vereinbarte Kapitalabfindung zum
1.11.2021 bzw eine ab diesem Zeitpunkt zu zahlende monatliche Rente und damit
nach der Vollendung des 61. Lebensjahres der KlÃ¤gerin dafÃ¼r, dass die
Lebensversicherung zunÃ¤chst zur Vorsorge fÃ¼r das Alter bestimmt war.
Allerdings hatte die KlÃ¤gerin diese Bestimmung zwischenzeitlich aufgegeben,
nachdem sie den Vertrag bereits in 2016 iHv â�¦ Euro (darlehensweise) und im Juni
2018 iHv â�¦ Euro (durch TeilrÃ¼ckkauf) zur Bestreitung ihres laufenden
Lebensunterhalts verwendete.

(3.) Es kann dahinstehen, ob der aus vertragsgestalterischen GrÃ¼nden von der
KlÃ¤gerin gewÃ¤hlte TeilrÃ¼ckkauf und der mit ihm verbundenen Verbleib eines
Guthabens iHv â�¦ Euro im Versicherungsvertrag dazu fÃ¼hrt, dass insoweit von
einer fehlenden Verwertbarkeit iS des Â§ 12 Abs 1 SGB II oder einer fehlenden
BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤higkeit wegen einer besonderen HÃ¤rte nach Â§ 12 Abs 3 Nr
6 Alt 2 SGB II auszugehen ist. Denn hierauf kommt es zum Zeitpunkt der
Verwertung durch die Annahme der Versicherungsgesellschaft mit Schreiben vom
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19.6.2018 nicht mehr an, nachdem zu diesem Zeitpunkt das VermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin bereits durch einen anderweitigen Verbrauch unter den Freibetrag nach 
Â§ 12 Abs 2 SGB II gesunken war (vgl hierzu in der Folge unter d).

bb) Auf dem Girokonto der KlÃ¤gerin befand sich ausweislich der vorliegenden
Unterlagen am 1.6.2018 ein Guthaben iHv â�¦ Euro, auf dem Kreditkartenkonto ein
Guthaben iHv â�¦ Euro (â�¦). Diese Kontoguthaben sind ohne weiteres kurzfristig
verwertbar und standen der KlÃ¤gerin zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts
unmittelbar zur VerfÃ¼gung. Bei dem VermÃ¶gen der KlÃ¤gerin auf dem Giro- und
Kreditkartenkonto handelte es sich weder um nach Bundesrecht gefÃ¶rdertes
AltersvorsorgevermÃ¶gen iS des Â§ 12 Abs 2 Nr 3 SGB II noch um als zur
Altersvorsorge geschÃ¼tztes VermÃ¶gen iS des Â§ 12 Abs 2 Nr 4 SGB II.
UmstÃ¤nde, die nach Â§ 12 Abs 3 SGB II gegen eine BerÃ¼cksichtigung der
Kontoguthaben sprechen kÃ¶nnten, sind weder vorgetragen noch anderweitig
ersichtlich.

d) Das GesamtvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin im Zeitraum Ã¼berstieg den der KlÃ¤gerin
nach Â§ 12 Abs 2 SGB II zustehenden Freibetrag.

Der Freibetrag der KlÃ¤gerin betrug im streitigen Zeitraum bis â�¦ 9 300 Euro (nach 
Â§ 12 Abs 2 Nr 1 SGB II: â�¦ + nach Â§ 12 Abs 2 Nr 4 SGB II: Freibetrag fÃ¼r
notwendige Anschaffungen iHv 750 Euro).

e) Der Beklagte hat eine Bewilligung von Leistungen fÃ¼r die Zeit bis 8.6.2018 zu
Recht abgelehnt, weil das der KlÃ¤gerin am 1.6.2018 zur VerfÃ¼gung stehende
VermÃ¶gen unter BerÃ¼cksichtigung der aktenkundigen Buchungen bis zum Ablauf
des 19.6.2018 nicht unter den dargelegten Freibetrag iHv 9 300 Euro absank.

Â Versicherung Girokonto Kreditkartenkont
o

Gesamtwert

1.6.2018 â�¦ â�¦ â�¦ 11Â 536,08
2.6.2018 Â Â â�¦ 11Â 525,34
4.6.2018 Â â�¦ â�¦ 11Â 358,74
Â Â â�¦ Â 11Â 132,64
5.6.2018 Â Â â�¦ 9Â 512,64
12.6.2018 Â â�¦ Â 9Â 412,64
18.6.2018 Â â�¦ Â 9Â 312,64
20.6.2018 Â â�¦ Â 9Â 253,14
Â â�¦ â�¦ Â 9Â 253,14

f) Soweit der Beklagte aufgrund des von ihm angewandten fiktiven
VermÃ¶gensverbrauchs abweichend von den vorstehenden AusfÃ¼hrungen der
KlÃ¤gerin bereits ab 9.6.2018 Leistungen bewilligte, erfolgte dies auf der Grundlage
der vorstehenden AusfÃ¼hrungen (rechtswidrig) zugunsten der KlÃ¤gerin und hat
bereits deshalb im Rahmen der vorliegenden Entscheidung unberÃ¼cksichtigt zu
bleiben. Auf dieser Grundlage kann letztlich dahinstehen, ob die Barabhebungen
vom Girokonto ggf mit dem von der KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt der Antragstellung am
28.6.2018 angegebenen Bargeld iHv â�¦ Euro identisch waren oder nicht.
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g) Bei der Bewertung des VermÃ¶gens der KlÃ¤gerin kann hingegen nicht
berÃ¼cksichtigt werden, dass Schulden bei der privaten Krankenversicherung
bestanden. VermÃ¶gen iS von Â§ 12 SGB II ist nicht die Bilanz aus aktiven und
passiven VermÃ¶genswerten, sondern es sind die vorhandenen aktiven
VermÃ¶genswerte (BSG, Urteil vom 20.2.2020 â�� B 14 AS 52/18 R -, Rn 31). Allein
die Absicht, das VermÃ¶gen zur Schuldentilgung verwenden zu wollen, schlieÃ�t
dessen BerÃ¼cksichtigung bei der Beurteilung der HilfebedÃ¼rftigkeit iS des Â§ 7
Abs 1 S 1 Nr 3, Â§ 9 Abs 1 SGB II nicht aus (vgl BSG, aaO).

h) Weiter kann nicht berÃ¼cksichtigt werden, dass die KlÃ¤gerin das ihr am
1.6.2018 zur VerfÃ¼gung stehende VermÃ¶gen im laufenden Monat tatsÃ¤chlich
zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts ua in Form der Bezahlung der laufenden
BeitrÃ¤ge zur privaten Krankenversicherung einsetzen wollte/musste. Denn in der
vorliegend allein maÃ�geblichen Situation der Leistungsbewilligung ist
vorhandenes, zu verwertendes und verwertbares VermÃ¶gen so lange zu
berÃ¼cksichtigen, wie es tatsÃ¤chlich vorhanden ist; ein â��fiktiver
VermÃ¶gensverbrauchâ�� wird damit nicht berÃ¼cksichtigt (vgl BSG, Urteil vom
20.2.2020 â�� B 14 AS 52/18 R -, Rn 32). Solange VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen
ist, steht es dem Leistungsanspruch im Sinne eines â��Alles-oder-nichtsâ��
entgegen (BSG, aaO).

4. Die KlÃ¤gerin hat fÃ¼r die Zeit vom 9.6.2018 bis 31.1.2019 keinen Anspruch auf
hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Ein solcher ergibt sich nicht aus
dem laufenden Bedarf fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin im genannten Zeitraum
bewohnte Unterkunft, nachdem diese Kosten vollumfÃ¤nglich bei der
Leistungsberechnung berÃ¼cksichtigt wurden. Einen Anspruch auf hÃ¶here
Leistungen kÃ¶nnen auch die monatlichen Kosten iHv â�¦ Euro nicht begrÃ¼nden,
die durch die Einlagerung der Habe der KlÃ¤gerin angefallen sind.

Zwar ist bereits bundesobergerichtlich geklÃ¤rt, dass die angemessenen Kosten
einer Einlagerung Teil der Unterkunftskosten iS des Â§ 22 Abs 1 SGB II sein
kÃ¶nnen, wenn es wegen der GrÃ¶Ã�e der konkreten Unterkunft erforderlich ist,
vorÃ¼bergehend nicht benÃ¶tigten, angemessenen Hausrat und persÃ¶nliche
GegenstÃ¤nde anderweitig unterzubringen (vgl BSG, Urteil vom 16.2.2008 â�� B 4
AS 1/08 R -, Rn 12 ff; Beschluss vom 13.2.2019 â�� B 14 AS 220/18 B). Die
Anmietung mehrerer RÃ¤umlichkeiten entbindet allerdings den
GrundsicherungstrÃ¤ger nicht von einer PrÃ¼fung der Angemessenheit der
Unterkunftskosten. MaÃ�gebend fÃ¼r diese PrÃ¼fung ist zum einen die HÃ¶he der
Gesamtkosten der angemieteten RÃ¤umlichkeiten. Anwendung findet auch
hinsichtlich dieser Gesamtaufwendungen die nach der Rechtsprechung des BSG
heranzuziehende Produkttheorie (vgl hierzu unter 5.), wobei die VerhÃ¤ltnisse des
Aufenthaltsorts des erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten maÃ�gebend sind. Zum
anderen bestimmt sich die Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r einen
zusÃ¤tzlichen Raum zur Einlagerung von GegenstÃ¤nden weiter danach, ob diese
GegenstÃ¤nde in einer nachvollziehbaren Relation zu dem Lebenszuschnitt der
erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten stehen (vgl BSG, aaO, Rn 21).

Auf dieser Grundlage kÃ¶nnen die Kosten der Einlagerung vorliegend nicht als
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Unterkunftsbedarf berÃ¼cksichtigt werden. Dabei kann letztlich dahinstehen,
welche GÃ¼ter die KlÃ¤gerin bereits mehrere Jahre vor ihrem Leistungsantrag beim
Beklagten eingelagert hatte und ob diese in nachvollziehbarer Relation zum
Lebenszuschnitt einer SGB II-Leistungsberechtigten stehen. Denn die HÃ¶he der
Gesamtkosten der durch die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum angemieteten
RÃ¤umlichkeiten mit zumindest â�¦ Euro im Monat Ã¼bersteigt die am Wohnort der
KlÃ¤gerin iS des Â§ 22 Abs 1 S 1 SGB II angemessenen Kosten bei weitem (vgl
hierzu unter 5.), so dass eine Ã�bernahme der Einlagerungskosten durch den
Beklagten bereits aus diesem Grund ausscheidet.

Hiergegen steht schlieÃ�lich nicht, dass es sich bei dem eingelagerten Gut um
Hausrat und damit um geschÃ¼tztes VermÃ¶gen handeln mag. Bei den
TatbestÃ¤nden des Â§ 12 Abs 3 Satz 1 SGB II handelt es sich um rein
vermÃ¶gensrechtliche Schutzvorschriften gegenÃ¼ber dem Verwertungsbegehren
des GrundsicherungstrÃ¤gers, die sich aber nicht auf die HÃ¶he der nach Â§ 22 SGB
II zu Ã¼bernehmenden Unterkunftskosten auswirkt (vgl zum geschÃ¼tzten
Eigenheim bzw Â§ 12 Abs 3 S 1 Nr 4 SGB II bereits BSG, Urteil vom 19.9.2008 â�� B
14 AS 54/07 R -, Rn 20).

5. Der KlÃ¤gerin stehen schlieÃ�lich auch fÃ¼r den Zeitraum vom 1.2. bis
31.7.2019 keine hÃ¶heren Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung zu, als ihr
zuletzt mit Ã�nderungsbescheid vom 26.8.2021 bewilligt worden sind.

a) Die KlÃ¤gerin war im streitigen Zeitraum leistungsberechtigt iS des Â§ 7 Abs 1 S
1 SGB II, da sie das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II
noch nicht erreicht hatte, ohne jegliches Einkommen und VermÃ¶gen und damit
hilfebedÃ¼rftig iS des Â§ 9 Abs 1 SGB II war, sich Anhaltspunkte fÃ¼r das Fehlen
ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit nicht ergaben und die KlÃ¤gerin ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in M hatte.

b) Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung, nachdem weder die Voraussetzungen des Â§ 22 Abs 1 S 1 SGB II noch die
des Â§ 22 Abs 1 S 3 SGB II erfÃ¼llt sind.

aa) Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung werden in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind (Â§ 22 Abs 1 S 1 SGB II).

bb) Die KlÃ¤gerin kann ihren Anspruch auf Ã�bernahme weiterer Unterkunftskosten
nicht auf Â§ 22 Abs 1 S 1 SGB II stÃ¼tzen, da die tatsÃ¤chlich geschuldeten Kosten
fÃ¼r das Apartment nicht angemessen waren.
(1.) Die tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten iS des Â§ 22 Abs 1 Abs 1 SGB II der
KlÃ¤gerin betrugen im streitigen Zeitraum â�¦ Euro monatlich.

(2.) Die HÃ¶he der vom Beklagten insoweit fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt als
angemessen festgesetzten Kosten iHv 660 Euro monatlich bruttokalt ist nicht zu
beanstanden.

(a) Das BSG hat seine Rechtsprechung zur PrÃ¼fung des gesetzlichen
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Tatbestandsmerkmals der abstrakten â��Angemessenheitâ�� in Â§ 22 Abs 1 S 1
SGB II zuletzt dahin zusammengefasst und konkretisiert, dass zunÃ¤chst die
(abstrakt) angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigte Person
sowie der angemessene Wohnungsstandard zu bestimmen ist. In der Folge ist die
aufzuwendende Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum nach
einem schlÃ¼ssigen Konzept zu ermitteln. Zuletzt sind die angemessenen kalten
Betriebskosten einzubeziehen (vgl BSG, Urteil vom 30.1.2019 â�� B 14 AS 11/18 R -,
Rn 19).

(b) Diese Anforderungen an die abstrakte â��Angemessenheitâ�� sind vorliegend
erfÃ¼llt.

(aa) Das vom Beklagten der Bestimmung der Mietobergrenze zugrunde gelegte
Konzept geht von einer angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r alleinstehende
Personen iHv 50 qm aus. Dies entspricht der bundesobergerichtlichen
Rechtsprechung, wonach zur Bestimmung der Angemessenheit der
WohnungsgrÃ¶Ã�e auf die Werte zurÃ¼ckzugreifen ist, welche die LÃ¤nder auf
Grund des Â§ 10 des Gesetzes Ã¼ber die soziale WohnraumfÃ¶rderung (WoFG)
festgesetzt haben (vgl BSG, Urteil vom 19.2.2009 â�� B 4 AS 30/08 R -, Rn 14 ff).
Dies sind in Bayern nach Nr 22.2 WFB 2012 bzw Nr 5.8. VVWoBindR fÃ¼r
alleinstehende Personen bis zu 50 qm (vgl hierzu auch BSG, aaO). Dieser Wert ist
auch fÃ¼r die Landeshauptstadt M maÃ�geblich (vgl BSG, aaO, Rn 17 und 19).

(bb) Es ist weiter nicht zu beanstanden, dass der Beklagte in seinem Konzept als
Vergleichsraum vom Gebiet der Landeshauptstadt M ausging (vgl konkret zu M BSG,
Urteil vom 10.9.2013 â�� B 4 AS 77/12 R -, Rn 22; noch offengelassen in BSG, Urteil
vom 19.2.2009 â�� B 4 AS 30/08 R -, Rn 20ff).

(cc) Das auf dieser Grundlage vom Beklagten erstellte Konzept ist schlÃ¼ssig.

Das Konzept geht auf die Entscheidung des Landessozialgerichts vom 11.7.2012
â�� L 16 AS 127/10 bzw das im dortigen Verfahren streitige Konzept zurÃ¼ck, wie
es im Berufungsverfahren durch Einholung eines Gutachtens des
SachverstÃ¤ndigen K vom 15.3.2012 zum Mietspiegel 2007 (bzw Korrekturen vom
3.4.2012 und vom 22.5.2012 zu den Bruttokaltmieten) nachvollzogen wurde. Dabei
wurde auf Daten aus dem Mietspiegel 2007 zum Stichtag 1.7.2007 und zum
Stichtag 1.7.2008 zurÃ¼ckgegriffen. Die gegen die Entscheidung des 16. Senats
erhobene Revision blieb ohne Erfolg, da auch das Revisionsgericht zu dem Ergebnis
kam, dass das vom Landessozialgericht gewÃ¤hlte Verfahren zur Ã�berprÃ¼fung
der vom Beklagten ermittelten Angemessenheitsgrenze in 2007 und 2008 den
Vorgaben der bundesobergerichtlichen Rechtsprechung zum schlÃ¼ssigen Konzept
entspricht (vgl BSG, Urteil vom 10.9.2013 â�� B 4 AS 77/12 R -, Rn 28).

Der Beklagte hat dieses Konzept in der Folge in eigener ZustÃ¤ndigkeit von K nach
denselben wissenschaftlich anerkannten statistischen Verfahren fortschreiben
lassen. Dabei wurde nunmehr zwischen Neuvertragsvermietungen
(Neuvermietungen innerhalb der letzten vier Jahre) und Bestandsmieten
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(Mietanpassungen innerhalb der letzten vier Jahre) differenziert. Im vorliegend
maÃ�geblichen Gutachten vom 12.7.2018 wurde parallel zur Erstellung des
Mietspiegels fÃ¼r das Jahr 2019 die Mietobergrenze fÃ¼r die Zeit von Oktober 2018
bis September 2019 erstellt. So ergaben sich fÃ¼r Ein-Personen-Haushalte bzw
Wohnungen um 50 qm Bestandsmieten iHv 495,10 Euro, Mieten fÃ¼r
Neuvermietungen iHv 603,48 Euro (jeweils 20 % Quantil) bei einem 95
%-Konfidenzintervall bei Neuvermietungen von 546,89 Euro bis 660,06 Euro
monatlich bruttokalt.

Es ist zur Ã�berzeugung des Senats nicht zu beanstanden, dass nunmehr zwischen
Neuvertrags- und Bestandsmieten differenziert und auf den hÃ¶heren Mittelwert der
Neuvertragsmieten zurÃ¼ckgegriffen wird, da der Wert der Neuvertragsmieten
noch nÃ¤her das tatsÃ¤chliche Mietangebot der letzten Jahre abbildet und fÃ¼r den
Leistungsberechtigten gÃ¼nstiger ist, als der Mittelwert ohne Differenzierung
zwischen Neuvertrags- und Bestandsmieten. Entsprechendes gilt, soweit der
Beklagte seit 1.1.2014 und damit auch im streitigen Zeitraum auf den statistisch
errechneten, fÃ¼r die Leistungsberechtigten gÃ¼nstigeren oberen Wert des
Konfidenzintervalls zurÃ¼ckgriff (vgl Urteil des Senats vom 19.12.2016 â�� L 7 AS
477/15), wenn er die Mietobergrenze auf 660 Euro bruttokalt monatlich festlegte.
Die von der KlÃ¤gerin kritisierte BerÃ¼cksichtigung von sog Bestandsmieten findet
damit nicht statt.

Der RÃ¼ckgriff auf die Daten fÃ¼r die Erstellung des Mietspiegels fÃ¼r die Stadt M
ist nicht zu beanstanden (vgl BSG, Urteil vom 10.9.2013 â�� B 4 AS 77/12 R -, Rn 26
f mwN). Insoweit kann die KlÃ¤gerin folglich nicht mit ihrem Einwand gehÃ¶rt
werden, dort seien Daten zu Mieten in mÃ¶blierten Apartments unberÃ¼cksichtigt
geblieben. Entsprechendes gilt, soweit die KlÃ¤gerin kritisiert, dass die im Konzept
berÃ¼cksichtigten Daten zu alt seien. Die von der KlÃ¤gerin monierte
Fortschreibung des Konzepts durch den Verbraucherindex (vgl hierzu BSG, Urteil
vom 12.12.2017 â�� B 4 AS 33/16 R) in den Jahren, in denen Daten fÃ¼r einen
Mietspiegel nicht erhoben werden, kann nicht durchgreifen, da diese fÃ¼r die
vorliegend allein maÃ�gebliche Angemessenheitsgrenze nicht zur Anwendung kam.

Es ist schlieÃ�lich nicht zu beanstanden, dass der Beklagte im Rahmen seines
Konzepts auf Daten zurÃ¼ckgreift, die nicht zwischen einer Nettokaltmiete und
kalten Betriebskosten differenzieren, sondern unmittelbar Daten zu
Bruttokaltmieten nutzt, da statistische Daten zur Bestimmung der kalten
Nebenkosten gerade im unteren Wohnsegment nicht vorliegen (vgl BSG, Urteil vom
10.9.2013 â�� B 4 AS 77/12 R -, Rn 31 mwN).

Gegen das Konzept des Beklagten kann schlieÃ�lich nicht der sinngemÃ¤Ã�e
Vortrag der KlÃ¤gerin durchgreifen, fÃ¼r den vom Beklagten festgesetzten
Bruttokaltmietpreis sei es tatsÃ¤chlich nicht mÃ¶glich, in M eine Wohnung 50 qm-
Wohnung anzumieten. Nachdem die Mietobergrenze auf einem qualifizierten
Mietspiegel beruht (vgl BSG, Urteil vom 10.9.2009 â�� B 4 AS 77/12 R -, Rn 38
mwN) und mit der dargelegten Fokussierung auf Neuvertragsmieten verstÃ¤rkt auf
das tatsÃ¤chliche Mietangebot abstellt, ist davon auszugehen, dass es in
ausreichendem MaÃ�e Wohnungen zu diesem abstrakt angemessenen
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Quadratmeterpreis im Ã¶rtlichen Vergleichsraum gibt.

(c) Die von der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich geschuldeten Unterkunftskosten
Ã¼bersteigen die nach dem als schlÃ¼ssig zu bewertenden Konzept des Beklagten
angemessenen Kosten erheblich. Da der Beklagte die angemessenen
Unterkunftskosten iHv 660 Euro bei der streitgegenstÃ¤ndlichen
Leistungsberechnung berÃ¼cksichtigte, kommt eine Ã�bernahme weiterer Kosten
nach Â§ 22 Abs 1 S 1 SGB II nicht in Betracht.

(3.) Entsprechendes muss â�� nach Erlass des Ã�nderungsbescheides vom
26.8.2021, in dem die monatlichen Leistungen fÃ¼r Heizung auf 77,08 Euro
festgesetzt wurden â�� hinsichtlich der Heizkosten gelten. Insoweit ist zunÃ¤chst zu
berÃ¼cksichtigen, dass die vorliegenden Rechnungen fÃ¼r das von der KlÃ¤gerin
angemietete vollmÃ¶blierte Apartment die tatsÃ¤chlichen Heizkosten nicht
gesondert ausweisen und diese im Hinblick auf die im streitigen Zeitraum
vereinbarte Pauschalmiete auch anderweitig nicht zu ermitteln waren. Insbesondere
erfolgte keine Nebenkostenabrechnung, die RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die in der
Pauschalmiete enthaltenen Heizkosten zulieÃ�e.

Hieraus kann aber, insbesondere im Hinblick auf die GrÃ¶Ã�e des angemieteten
Apartments mit ca 37 qm und seine vollstÃ¤ndige Ausstattung einschlieÃ�lich
wÃ¶chentlichem WÃ¤schedienst, nicht geschlossen werden, dass die die
Mietobergrenze Ã¼bersteigenden tatsÃ¤chlichen Kosten vollstÃ¤ndig den
Heizkosten zuzurechnen sind.

Finden sich damit keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r die tatsÃ¤chlichen Heizkosten der
KlÃ¤gerin, sind diese entsprechend Â§ 202 SGG iVm Â§ 287 Abs 2 ZPO zu schÃ¤tzen
(vgl BSG, Urteil vom 20.8.2009 â�� B 14 AS 41/08 R -, Rn 27; zu den Kosten einer
Heizpumpe BSG, Urteil vom 7.7.2011 â�� B 14 AS 51/10 R -, Rn 16).

Nachdem vorliegend anderweitige Bezugspunkte fÃ¼r eine realitÃ¤tsnahe
SchÃ¤tzung insbesondere aufgrund fehlender Nebenkostenabrechnung nicht
festzustellen sind, erscheint es sachgerecht, insoweit auf den (zum streitigen
Zeitraum aktuellsten) Heizspiegel M 2018 zurÃ¼ckzugreifen und zugunsten der
KlÃ¤gerin auf die dort angegebenen hÃ¶chsten (FernwÃ¤rme) oberen
â��erhÃ¶hteâ�� Kosten (18,50 Euro pro qm und Jahr) abzustellen. Hieraus ergeben
sich auf der Grundlage der fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt angemessenen
Quadratmeterzahl monatliche Heizkosten iHv 77,08 Euro (18,50 Euro/qm x 50 qm :
12), die der Beklagte zuletzt mit Bescheid vom 26.8.2021 bewilligte.

cc) Ein hÃ¶herer Leistungsanspruch der KlÃ¤gerin ergibt sich auch nicht aus Â§ 22
Abs 1 S 3 SGB II. Es ist nicht festzustellen, dass es der KlÃ¤gerin im Zeitraum von
August 2018 bis Januar 2019 subjektiv nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten war,
ihre Unterkunftskosten auf einen angemessenen Umfang zu reduzieren.

(1.) Nach Â§ 22 Abs 1 S 3 SGB II sind die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung, die den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang
Ã¼bersteigen, als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der alleinstehenden
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Leistungsberechtigten nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu
senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate.

(2.) Es ist nicht festzustellen, dass es der KlÃ¤gerin subjektiv unmÃ¶glich war, ihre
Unterkunftskosten zu senken. Die KlÃ¤gerin wurde mit Schreiben vom 27.7.2018
vom Beklagten darauf hingewiesen, dass ihre Unterkunftskosten als unangemessen
bewertet und 657 Euro als angemessen betrachtet werden. Weiter wurde die
KlÃ¤gerin aufgefordert, ihre Kosten zu senken und dies monatlich bzw am Ende des
Bewilligungszeitraums zu belegen. Soweit der Beklagte seinen Hinweis auf die aus
seiner Sicht angemessene Bruttokaltmiete beschrÃ¤nkte und keine Angaben zur
Angemessenheit der Heizkosten machte, ist dies nicht zu beanstanden, da die
Angemessenheit der Heizkosten von unterschiedlichen UmstÃ¤nden, insbesondere
der GebÃ¤udeflÃ¤che und dem eingesetzten EnergietrÃ¤ger abhÃ¤ngig ist, die bei
der Kostensenkungsaufforderung regelmÃ¤Ã�ig nicht bekannt sein werden. Die
insoweit fehlende Kostensenkungsaufforderung fÃ¼hrt lediglich dazu, dass
zunÃ¤chst die (ggf unangemessenen) tatsÃ¤chlichen Heizkosten zu Ã¼bernehmen
sind und dann insoweit ein erneutes Kostensenkungsverfahren durchzufÃ¼hren ist.

Auf dieser Grundlage war die KlÃ¤gerin in die Lage versetzt, in der Zeit von August
2018 bis Januar 2019 ihre Unterkunftskosten auf einen angemessenen Umfang zu
senken. Es sind keine GrÃ¼nde vorgetragen oder anderweitig ersichtlich, aufgrund
derer dies der KlÃ¤gerin subjektiv unmÃ¶glich war.

Insoweit kann zunÃ¤chst nicht berÃ¼cksichtigt werden, dass in der
Kostensenkungsaufforderung noch die bis September 2018 geltende
Mietobergrenze (Bruttokaltmiete fÃ¼r einen Ei-Personen-Haushalt iHv 657 Euro
monatlich) und nicht die letztlich fÃ¼r den streitigen Zeitraum maÃ�geblichen 660
Euro monatlich angegeben waren, nachdem nicht festzustellen ist, dass die
KlÃ¤gerin durch die Differenz iHv 3 Euro monatlich in ihrer Suche nach
angemessenem Wohnraum (in wesentlichem Umfang) beschrÃ¤nkt war (vgl zuletzt
BSG, Urteil vom 21.7.2021 â�� B 14 AS 31/20 R -, Rn 50 mwN).

Es ist nicht festzustellen, dass sich die KlÃ¤gerin im maÃ�geblichen Zeitraum von
August 2018 bis Januar 2019 adÃ¤quat um eine Senkung ihrer Unterkunftskosten
bemÃ¼ht hat. Hierzu hat die KlÃ¤gerin im Verwaltungsverfahren angegeben, dass
sie sich zunÃ¤chst um ihre Krankenversicherung und spÃ¤ter um ihre Jobsuche
gekÃ¼mmert habe. Ihre Anfrage um VerlÃ¤ngerung der Ã�bernahme der
tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten Ã¼ber Januar 2019 hinaus begrÃ¼ndete die
KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã� damit, ihren Focus noch bis Mai 2019 auf die Jobsuche und
erst danach auf die Senkung ihrer Unterkunftskosten legen zu wollen. Soweit die
KlÃ¤gerin im weiteren Verlauf vortrug, sich fortgesetzt ab Juni 2018 um eine
Wohnung bemÃ¼ht zu haben zu wollen, Ã¼berzeugt dies letztlich nicht, bleibt sie
doch trotz Vorhalt des Beklagten eine AufklÃ¤rung der WidersprÃ¼chlichkeit ihrer
Angaben schuldig. Dies gilt insbesondere, soweit die KlÃ¤gerin im Januar 2019
angab, sich ab Mai 2019 um eine Kostensenkung bemÃ¼hen zu wollen, und davon
ausgehe, dass dies dann bis Ende des Jahres gelingen sollte. TatsÃ¤chlich ist der
KlÃ¤gerin eine Kostensenkung im August 2019 gelungen. Letztlich hat die KlÃ¤gerin
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die vom Beklagten von Anfang an erbetene Dokumentation ihrer Suche zu keinem
Zeitpunkt vorgelegt. Die mit Schreiben vom 25.10.2019 getÃ¤tigten Angaben
bleiben mit zehn konkret angegebenen BemÃ¼hungen Ã¼ber einen Zeitraum von
sechs Monaten weit hinter dem zurÃ¼ck, was einer Leistungsberechtigten ohne
feststellbare EinschrÃ¤nkungen zur Ã�berzeugung des Gerichts mÃ¶glich ist. Auch
die (kurzfristige) Beantragung einer Sozialwohnung wurde nicht belegt. Sind bereits
hinreichende BemÃ¼hungen der KlÃ¤gerin um eine Kostensenkung in der Zeit von
August 2018 bis Januar 2019 nicht festzustellen, kann dahinstehen, ob die in dieser
Zeit der KlÃ¤gerin (lediglich) Ã¼ber einen Zeitraum von acht Monaten (Laufzeit ab
Erlass: 5,5 Monate) ausgestellte vorlÃ¤ufige Bewilligung hinreichenden
BemÃ¼hungen den Erfolg versagt hÃ¤tte. Hiergegen dÃ¼rfte sprechen, dass die
KlÃ¤gerin im Folgebewilligungszeitraum mit einer lediglich sechs Monate
umfassenden vorlÃ¤ufigen Bewilligung eine angemessene Wohnung finden konnte.
Eine vorlÃ¤ufige Bewilligung Ã¼ber einen Zeitraum von sechs Monaten entspricht
schlieÃ�lich regelmÃ¤Ã�ig der Situation von Leistungsberechtigten, die sich
aufgrund unangemessener Unterkunftskosten um Kostensenkung zu bemÃ¼hen
haben (vgl Â§ 41 Abs 3 S 2 Nr 2 SGB II).

(3.) GrÃ¼nde, aus denen eine Senkung der Unterkunftskosten der KlÃ¤gerin im
Zeitraum von August 2018 bis Januar 2019 unzumutbar gewesen sein kÃ¶nnte, sind
nicht ersichtlich. Insoweit kann insbesondere nicht berÃ¼cksichtigt werden, dass
die KlÃ¤gerin sich neben der Wohnungssuche noch um andere Angelegenheiten im
Zusammenhang mit ihrem gerade anlaufenden Leistungsbezug zu kÃ¼mmern
hatte (Krankenversicherung) und sich gleichzeitig um die Aufnahme einer
BeschÃ¤ftigung bemÃ¼hte. Denn beides dÃ¼rfte auf die weit Ã¼berwiegende
Mehrheit der Leistungsberechtigten zutreffen bzw vom Gesetzgeber bereits
berÃ¼cksichtigt worden sein, als er die Zeit fÃ¼r die Kostensenkung gesetzlich auf
â��in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monateâ�� festlegte (vgl Â§ 22 Abs 1
S 3 SGB II). GrÃ¼nde, die Ã¼ber Januar 2019 hinaus eine ausnahmsweise
Ã�bernahme der erheblich unangemessenen Kosten begrÃ¼nden kÃ¶nnten, sind
nicht ersichtlich.

c) Nachdem im streitigen Zeitraum bereits die laufenden Kosten fÃ¼r die von der
KlÃ¤gerin bewohnte Unterkunft die Angemessenheitsgrenze des Â§ 22 Abs 1 S 1
SGB II bei Weitem Ã¼berstiegen, scheidet auch hier eine BerÃ¼cksichtigung der
Einlagerungskosten als Unterkunftsbedarf aus. Insoweit ist auf die AusfÃ¼hrungen
unter 4. zu verweisen. Soweit die KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã� geltend macht, dass die
Kosten der Einlagerung zu Ã¼bernehmen seien, da sie aufgrund des Verhalten des
Beklagten an einer Kostensenkung gehindert war, kann auch dies einen
weitergehenden Anspruch der KlÃ¤gerin auf hÃ¶here Leistungen fÃ¼r die
Unterkunft nicht begrÃ¼nden. Es ist bereits nicht ersichtlich, dass der Beklagte eine
ihm aufgrund eines Gesetzes oder des konkreten SozialrechtsverhÃ¤ltnisses
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin obliegende Haupt- oder Nebenpflicht, insbesondere zur
Auskunft und Beratung (Â§Â§ 14, 15 SGB I), nicht ordnungsgemÃ¤Ã�
wahrgenommen hÃ¤tte. Eine Pflichtverletzung ergibt sich insbesondere nicht aus
der sinngemÃ¤Ã�en Verweigerung der Bewilligung von Leistungen fÃ¼r einen
Zeitraum von mehr als sechs Monaten, wie sich aus Â§ 41 Abs 3 S 2 SGB II ergibt,
wonach der Bewilligungszeitraum insbesondere in den FÃ¤llen regelmÃ¤Ã�ig auf
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sechs Monate verkÃ¼rzt werden soll, in denen Ã¼ber den Leistungsanspruch
vorlÃ¤ufig entschieden wird oder die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
unangemessen sind.

6. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung
der Revision sind nicht ersichtlich.

Â 
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